
Resolution  
 
zur Vorlage Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Gieselweg/Harxbütteler 
Straße", TH22; Stadtgebiet nördlich des Mittellandkanals, südwestlich der Ortslage 
Thune und südlich der Harxbütteler Straße  

 
Der Bezirksrat 323 Wenden-Thune-Harxbüttel stellt wie schon in der Bezirksratssitzung 
am 27.01.2015 anlässlich der Beratungen zum Auslegungsbeschluss zum Bebauungs-
plan TH22 fest, dass der vorliegende Bebauungsplan den im Gewerbegebiet Giesel-
weg/Harxbütteler Straße ansässigen Unternehmen im Rahmen der Umgangsgenehmi-
gungen, trotz anders lautender Stellungnahmen der Verwaltung, die Möglichkeiten 
für umfangreiche Kapazitätserweiterungen insbesondere im Bereich der Konditionie-
rung von radioaktiven Abfällen einräumt. 
  
Wir fordern  die Stadt Braunschweig, das staatliche Gewerbeaufsichtsamt und das Mi-
nisterium für Umwelt, Energie und Klimaschutz des Landes Niedersachsen auf, in ihrer 
jeweiligen Zuständigkeit alles zu tun, um eine solche Produktions- und Kapazitätserwei-
terung, die mit nicht absehbaren Folgen für die Verkehrssituation in Thune und Wen-
den, erhöhten Emissionsbelastungen und höheren Risiken bezüglich der Strahlenbelas-
tung verbunden wäre, zu verhindern. 
 
Im Gegensatz zur Verwaltung in Drucksache 17639/15 vom 16.06.2015 sprechen 
wir uns mit Nachdruck gegen die Empfehlung aus, den Satzungsbeschluss in der 
vorgelegten Form herbei zu führen. 
 
Nachfolgende Ausführungen begründen unsere ablehnende Position: 
 

 Der Standort des derzeitigen Industrie- zukünftigen „Gewerbegebietes“ wurde 
seit seiner Installation in Frage gestellt. Trotz der kontinuierlichen Veränderun-
gen (bauliche Erweiterungen, betriebliche Veränderungen, Änderungen der 
Handlungsfelder, Erweiterung von Umgangsgenehmigungen mit verschiedensten 
Materialien u.a. auch nuklearem Material) wurde es seitens der Verwaltung ver-
säumt, den Standort neu zu überprüfen und neu zu bewerten – gleichermaßen 
wurden viel zu weit gefasste Umgangsgenehmigungen für nukleares Material in 
der Zuständigkeit von Land und Bund nicht auf ein angemessenes Maß reduziert. 
Trotz der Gesundheitsfürsorgepflicht der Stadt Braunschweig und des Landes 
Niedersachsen gegenüber seinen Bürgerinnen und Bürgern wurde diese schlei-
chende Entwicklung unkritisch zugelassen und erschwert nunmehr konzeptio-
nelle Neuorientierungen bezüglich einer Entwicklung des Stadtbezirks im Rah-
men des zur Zeit laufenden Integrativen Stadtentwicklungskonzeptes. 

 
 Das Planungsziel ein verträglicheres Nebeneinander zwischen dem bestehenden 

Gewerbestandort und der schutzbedürftigen Nachbarschaft zu schaffen, indem 
der Gewerbestandort in seiner Ausdehnung räumlich begrenzt und die Zulässig-
keit von Abfallentsorgungsanlagen und anderen störenden Nutzungen neu gere-
gelt werden soll, ist aus unserer Sicht unzureichend verfolgt worden. Grundsätz-
lich wurde im Laufe der Jahre eine Erweiterung des Gewerbe- und Industriege-
bietes zugelassen, sodass die bereits vor der Ansiedlung der Firma Buchler vor-
handene Wohnbebauung, die Schulen und die Kindergärten nicht genügend Si-
cherheitsabstand haben, was ein erträgliches Nebeneinander in Frage stellt.  



Trotz Rückstufung zum Gewerbegebiet und Reduktion von Gewerbeflächen steht 
nach neustem Planungsstand für EZN mehr Erweiterungsfläche zur Verfügung. 
TH22 erlaubt das Doppelte an Bauvolumen im Bestand als bisher schon möglich 
ist. Das zusätzlich in das Gewerbegebiet hinein genommene Gelände von Eckert & 
Ziegler stellt eine Erweiterungsmöglichkeit für die Betriebe dar, die mit radioak-
tiven Stoffen arbeiten.  

 
 Zur Verträglichkeit zwischen Wohnbebauung und Gewerbestandort gehört auch 

die Betrachtung des Restrisikos. Durch den neuen Bebauungsplan wird aus unse-
rer Sicht kein weiter gehendes Schutzniveau erreicht, was auch durch eine für die 
Stadt erstellte gutachterliche  Stellungnahme belegt wird. Auch das Risiko, wel-
ches aus der Nähe des Plangebietes zum Flughafen BS/WOB resultiert wurde in 
der Behandlung der Einwände unzureichend gewürdigt - Gutachten über Aus-
wirkungen von Flugunfällen wurden laut Schreiben der zuständigen Planfeststel-
lungsbehörde für den Flughafenausbau vom 26.3.2015 in dem damaligen Verfah-
ren weder erstellt noch berücksichtigt. Unbefriedigend ist ebenfalls der Verweis 
der Verwaltung, dass mit der kommunalen Bauleitplanung nicht in die Regularien 
des Atomrechts eingegriffen werden kann. Weder können durch die Bauleitpla-
nung erteilte strahlenschutzrechtliche Genehmigungen verändert oder außer 
Kraft gesetzt noch können Grenz- oder Richtwerte anderer Fachgesetze, wie z. B. 
der Strahlenschutzverordnung, verändert werden“. Hier fehlt uns das bekennen-
de Bemühen die angesprochenen Änderungen bei Land und Bund einzufordern. 

 
 Bei der Bewertung von Anliegen und Anträgen seitens der Firmen im Gewerbe-

gebiet ist die Stadt Braunschweig stets gehalten bei ihren Entscheidungen die 
Glaubwürdigkeit und Reputation der Firmen zu berücksichtigen. Im Umgang mit 
den Firmen lassen sich nachfolgende kritische Anmerkungen treffen: 

 
 

o Die Firmen haben trotz geltender Veränderungssperre Bauanträge gestellt 
und, wie sich am Beispiel der Schaffung eines behindertengerechten Ein-
gangs von GE Healthcare zeigt, bislang nicht realisiert. Bei abgelehnten 
Maßnahmen musste sich die Stadt Verzögerungstaktiken vorwerfen las-
sen. 

o Noch immer verheimlichen die ansässigen Firmen ihr strahlendes Inven-
tar und rechtfertigen dieses Handeln u.a. mit der Preisgabe von Betriebs-
geheimnissen und mit der eventuellen Gefahr von Terroranschlägen. In 
Abschätzung des Gefahrenpotentials für Anwohnerschaft, Schulen und 
Kindergärten in einem Umkreis von 300 bis 400 Metern sollte dies eher 
eine Offenlegung rechtfertigen. 

o Wurde in der Ausgangslage in einer Verwaltungsvorlage nur von 
schwach- und mittelradioaktiven Stoffen auf dem Buchler-Gelände ausge-
gangen, befinden sich in Wirklichkeit nicht nur schwach- und mittelradio-
aktive, sondern auch hoch strahlende Materialien vor Ort. Dieses Material 
befindet sich nach wie vor dort und konnte wegen der hohen Strahlung 
bis heute nicht fortbewegt bzw. behandelt  werden. 

o In einem geprüften Fall arbeitete eine Firma auf dem Gelände ohne jemals 
angemeldet gewesen zu sein. In einem anderen - noch nicht abgeschlosse-
nen Fall geht es um widerrechtlich abgestellte Container mit nuklearem 
Restmüll auf dem Betriebsgelände. Trotz festgestellter Widerrechtlichkeit 



und Aufforderung seitens der Stadt die Container zu entfernen, befinden 
sie sich immer noch auf dem Firmengelände, da sich der eigens für die La-
gerflächen für Transportcontainer seit dem 26.03.2014 vorliegende Bau-
antrag wegen anhängiger Gerichtsverfahren noch in Bearbeitung befindet. 
Die vorliegende Planung lässt darüber hinaus den Schluss zu, dass sich bei 
positiver Bescheidung das „defacto Zwischenlager“ manifestiert. Außer-
dem konnte festgestellt werden, dass sich die Anzahl der Container ver-
größert hat. 

o In jüngster Vergangenheit wurde ebenso widerrechtlich ein Gelände ein-
gezäunt, obwohl der Satzungsbeschluss für den neuen Bebauungsplan 
noch nicht gefasst wurde. Zudem befindet sich der Zaun gemäß neuem 
Plan wohl außerhalb des zukünftigen festgeschriebenen Areals. Im Au-
ßenbereich können aber Zäune und Einfriedungen nicht genehmigungs-
frei gebaut werden. Zunächst kam es sogar zu einer ersten Zaunerrich-
tung. Dieser Zaun musste wieder abgebaut werden, weil er die Maximal-
höhe von 2 Metern deutlich überschritt.  

o Mangelnde Offenheit und Transparenz kennzeichnen die zukünftigen 
Entwicklungen der alten und neuen Geschäftsfelder von EZN. Auf der ei-
nen Seite werden erweiternde Modernisierungsmaßnahmen ins Feld ge-
führt, die auch mit der vermehrten Entsorgung und Rücknahme von eige-
nen radioaktiven Abfällen verknüpft sind – auf der anderen Seite ist von 
Konditionierung und Verpackung von radioaktivem Fremdmüll im neuen 
Arbeitsfeld „Umweltdienste“ die Rede. Was aus dem Braunschweiger Be-
trieb heraus als unwesentliche Erweiterung mit überschaubarem Charak-
ter beschrieben wird, wird von Dr. Eckert am 03.06.2015 vor seinen Akti-
onären als Millionengeschäft gepriesen und legt damit den Verdacht nahe, 
dass am Standort Braunschweig wohl doch atomare Abfallwirtschaft in 
großem Stil geplant ist. Dass der Standort Braunschweig von der Bundes-
regierung als einer von sechs bundesweiten Standorten zur Konditionie-
rung von Atommüll geführt wird ist ein weiterer Beleg dafür.  
 

 
Allein diese als nicht vollständig zu erachtenden Ausführungen belegen eindeutig, dass 
die Stadt Braunschweig gut beraten wäre für die weitere Entwicklung am Gewerbe-
standort ein engeres Korsett zu schnüren als das bisher vorgelegte.  
Eine Neubefassung muss, so wie vom Verwaltungsgericht Braunschweig bereits gefor-
dert, ein klares positives Ziel für die zukünftige Entwicklung des Stadtgebietes Braun-
schweig zugrunde legen und dagegen abwägen. 
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